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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

Im November lancierte ein aus Politikern von SVP, FDP, LP und CVP gebildetes Komitee
eine Volksinitiative mit dem Titel "Deregulierungsinitiative: Mehr Freiheit - weniger
Gesetze". Der Anstoss zu diesem Volksbegehren war aus dem Gewerbeverband des
Kantons Zürichs gekommen. Die Initiative verlangt, dass fünf Jahre nach ihrer Annahme
sämtliche Gesetze und allgemeinverbindlichen Bundesbeschlüsse aufgehoben werden,
welche in der Zwischenzeit nicht eine ausdrückliche Bestätigung durch die
Bundesversammlung erhalten haben. Zudem sollen diese Bestätigungsbeschlüsse dem
fakultativen Referendum unterstellt sein. Ausgenommen von dieser Ausmerzaktion
wären nur Gesetze und Beschlüsse, die auf bi- oder multilateralen Verträgen beruhen,
und solche, die "zur Sicherstellung der staatlichen Ordnung unumgänglich sind". In
dieselbe Richtung möchte auch der Christlichdemokrat Epiney (VS) gehen. Der
Nationalrat überwies seine Motion [95.3175] , welche vom Bundesrat fordert, ein
Inventar aller Staatsaufgaben und deren Kosten sowie eine darauf gestützte Verzichts-
und Privatisierungsplanung vorzulegen. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.09.1995
HANS HIRTER

Bundesverwaltung - Organisation

Unter dem Titel E-Schweiz resp. E-Switzerland verlangten eine vorberatende
Nationalratskommission in Richtlinienmotionen (00.3190, 00.3194 und 00.3208) und
die FDP-Fraktion in einer Motion (00.3298) besondere Anstrengungen des Bundes zur
Förderung der Anwendung der modernen Informationstechnologien und der
entsprechenden Schulung. Speziell für den politischen Bereich wurde die Anbietung
von Dienstleistungen der Verwaltung auf elektronischem Weg (sog. guichet virtuel) und
die rasche Nutzung der neuen Technologien für die Ausübung der politischen Rechte
(Abstimmen, Unterschriftensammeln) verlangt. Die einzelnen Vorschläge (00.3194;
00.3208) wurden zumeist in Postulate umgewandelt. In Motionsform gutgeheissen
wurde die Forderung, Chancen und Risiken der elektronischen Form der politischen
Beteiligung abzuklären. Die Bundesverwaltung selbst war in diesem Bereich nicht
untätig gewesen. So war das Informationsangebot auf Internet kontinuierlich ausgebaut
worden, und als europäische Novität konnten die Bürgerinnen und Bürger die
Fragebogen für die Volkszählung 2000 auf elektronischem Weg ausfüllen. Für die
Entwicklung der beiden Bereiche «guichet virtuel» und «e-voting» setzte die
Bundeskanzlei Arbeitsgruppen und mit den erforderlichen Ressourcen (CHF 29 Mio. für
2001 und jeweils über CHF 20 Mio. für die beiden anschliessenden Jahre) ausgestattete
Projektgruppen ein. Um eine Zweiteilung der Gesellschaft in Personen, welche diese
neuen Informations- und Partizipationsmöglichkeiten nutzen können und solche ohne
entsprechende Fähigkeiten, zu verhindern, möchte der Bundesrat auch die
Ausbildungsmöglichkeiten verbessern. Zur Finanzierung derartiger Bildungsprojekte
könnte seiner Ansicht nach ein Teil des Ertrags der überschüssigen Goldreserven der
Nationalbank eingesetzt werden (vgl. zur Strategie des Bundesrates die ausführliche
Antwort auf eine Interpellation Briner (fdp, SH); Ip. 00.3242). 2

MOTION
DATUM: 06.10.2000
HANS HIRTER

Nachdem der Bundesrat in einem Anhang zur Staatsrechnung die Gesamtkosten für
Öffentlichkeitsarbeit beziffert hatte (CHF 76,4 Mio. im Jahr 2009), reichte die FDP ein
Postulat ein, das eine periodische Berichterstattung der Landesregierung zur Vergabe
von PR-Mandaten fordert. Die FDP-Fraktion monierte, dass hier kaum Transparenz
herrsche. Im Berichtsjahr wurde der Vorstoss noch nicht behandelt. 3

POSTULAT
DATUM: 02.06.2010
MARC BÜHLMANN

Auch das Postulat der FDP-Fraktion wurde im Rahmen der aktuellen Debatte zum
Beschaffungswesen von ICT-Projekten überwiesen (vgl. Po. Amherd, Mo. Noser und Mo.
Maier). Das Postulat fordert einen Bericht, der in mehreren Punkten die Organisation,
Führung und Kontrolle von IT-Projekten überprüfen soll. Um zukünftige IT-Debakel zu
vermeiden, müsse ein Risikomanagement eingeführt werden und die Zusammenarbeit
und der Wissenstransfer zwischen den Departementen müsse verbessert werden. Der
Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates, das die grosse Kammer schliesslich

POSTULAT
DATUM: 19.03.2014
MARC BÜHLMANN
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stillschweigend passierte. 4

Mit einer in der Herbstsession in der grossen Kammer angenommenen Motion zielte die
FDP-Liberale Fraktion auf eine frühe Positionierung der Schweiz als Standort für eine
internationale Plattform für Internet Governance ab. Der Vorstoss wurde im Rahmen
der Bemühungen für eine Profilierung des Standortes Genf eingereicht. Ein Bericht der
"Groupe permanent conjoint Confédération-Canton sur les priorités de la Genève
internationale" (GPC) schlug als Massnahme unter anderem vor, dass Genf eine
führende Rolle bei der Ausarbeitung von Standards für eine neutrale und sichere
Internetplattform übernehmen solle, auf der sich Regierungen,
Wirtschaftsunternehmen und zivilgesellschaftliche Organisationen austauschen
können. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion, die im Nationalrat dann
auch ohne Diskussion an den Ständerat weitergeleitet wurde. 5

MOTION
DATUM: 26.09.2014
MARC BÜHLMANN

Der Bericht des Bundesrates in Erfüllung der Postulate Eder (Po. 13.4062) und FDP.Die
Liberalen-Fraktion erschien bereits im Dezember 2014. Das beauftragte Institut für
Wirtschaftsinformatik der Universität St. Gallen beurteilte 15 IT-Grossprojekte, die in
den letzten Jahren Schwierigkeiten verursacht hatten oder gar gescheitert waren. Im
Bericht wurden 14 Massnahmen in drei Paketen empfohlen. Zuerst müssten die
grundlegenden Rahmenbedingungen für grosse und komplexe IT-Projekte geschaffen
werden. Erfolgversprechende Kontext- und Managementfaktoren wurden als Bedingung
für die Lancierung von Grossprojekten genannt. Schliesslich wurden Massnahmen
dargelegt, mit denen die Steuerung und die Führung von grossen IT-Projekten
verbessert werden kann. Der Bundesrat versprach, dass die vorgeschlagenen
Massnahmen bereits in Umsetzung begriffen seien. Er verwies auf die Weisungen für die
IKT-Schlüsselprojekte und für das IKT-Portfolio, die bis Ende April 2015 überarbeitet
werden sollen. 6

POSTULAT
DATUM: 19.11.2014
MARC BÜHLMANN

Der Bundesrat sei bemüht, Strategien für Innovation ständig weiterzuentwickeln,
weshalb er das Postulat der FDP-Fraktion zur Annahme empfehle, so die Stellungnahme
der Exekutive zur Forderung ebendieser Fraktion, einen Bericht zur Schaffung eines
Zentrums für Innovation in der Bundesverwaltung zu verfassen. Mit einem
interdepartemental ausgerichteten «Public Innovation Hub», der zudem die Interessen
der Kantone berücksichtige und als Schnittstelle zwischen Verwaltung, Forschung und
Tech-Unternehmen fungiere, sollten innovative Ideen rasch und unkompliziert getestet
und implementiert werden können, so die Idee des freisinnigen Postulats. Dieses wurde
von der grossen Kammer in der Herbstsession 2020 diskussionslos gutgeheissen. 7

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
MARC BÜHLMANN

Weil es innert zweier Jahre nicht behandelt worden war, wurde das Postulat der FDP-
Fraktion, das eine Effizienzsteigerung beim Bund durch intelligente
Prozessautomatisierung in der Verwaltung gefordert hätte, abgeschrieben. Durch
internationale und interdepartementale Vergleiche hätte der Bundesrat berichten
sollen, wie vor allem mittels künstlicher Intelligenz Optimierungen in
Verwaltungsprozessen erzielt werden könnten. Der Bundesrat hatte in seiner
Stellungnahme auf zahlreiche, im Rahmen seiner E-Government-Strategie bereits
bestehende entsprechende Vorhaben in der Verwaltung hingewiesen und das Postulat
zur Ablehnung empfohlen. 8

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
MARC BÜHLMANN

2018 hatte die APK-NR befunden, dass das Motionsanliegen der FDP-Fraktion für mehr
Internet Governance, im Gegensatz zur Meinung des Bundesrats, höchstens teilweise
erfüllt sei. Der «Prozess zur Positionierung der Schweiz als internationale Plattform im
Bereich Internet Governance» habe erst begonnen und weitere Schritte seien nötig,
weshalb sie auf eine Abschreibung verzichten wollte. In seinem zweiten
Abschreibungsantrag machte der Bundesrat geltend, dass mit der Strategie der
digitalen Aussenpolitik 2021-2024 auch das Motionanliegen umgesetzt werde. Dieser
Argumentation folgten beide Kammern im Rahmen des neuerlichen Antrags des
Bundesrats und schrieben die Motion in der Sommersession 2021 ab. 9

MOTION
DATUM: 10.06.2021
MARC BÜHLMANN
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In der Sommersession 2023 folgte der Nationalrat dem Antrag des Bundesrats und
schrieb das Postulat der FDP-Liberalen Fraktion zur Schaffung eines Zentrums für
Innovation in der Bundesverwaltung ab. Der Bundesrat hatte das Anliegen des
Postulats mit Vorlegen des Berichts als erfüllt angesehen. 10

BERICHT
DATUM: 12.06.2023
MARC BÜHLMANN
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